
Rechtsprechung
LEISTUNGEN NE ORDENS EINE MBH, DIE ALS HIB  SELLSCHAÄAFT
DES ORDENS (RECHTSTRÄGER) ZUR ER.  ICHTERUNG DES RECHIT:  KEHRS

MIT GR  ILZ GEGRUÜUNDET
DER KAPITALVERKEHRSSTEUER

Urteil der 11L Kammer des Finanzgerichts Düsseldor{i{ vVom 1963

Aktenzei  en I1I1 Verk

DES DEUTSCHEN OLKES
In der Gesellschaftssteuersache der Firma Co mbH, Düsseldorf, hat auf die
prung-Berufung der Genannten Bevollmächtigter Rechtsanwalt DT Heinrich
Helfrich, Bonn/Rh., oburger StTr. 8l den Gesellschaftssteuerbescheid des
Finanzamts Düsseldortf VO. November 1959 St.-NrtT. Df die
11L Kammer des Finanzgerichts Düsseldorf in der Sitzung VO Januar 1963,

der teilgenommen en

Finanzgerichtsdirektor Dr. Bender als Vorsitzender
Finanzgerichtsrat Dr. Leister als hauptamtlicher Rıchter
ipl.- Volkswirt Dr. Sztuka als ehrenamtlicher Richter
Justitiar Dr Tilemann als ehrenamtlicher Rıchter_{ ‘ GS- 105 15 . AD Kim Angestellter Tomuseit als ehrenamtlicher Richter

für echt erkannt
Der esellschaftssteuerbescheid des Finanzamts VO November 1959 WIrd auf-
gehoben
Die Kosten des Berufungsverfahrens Tag das Land Nordrhein-Westfalen
Der Wert des Streitgegenstandes wird auf 355,— festgestellt.

GRÜNDE
Die Berufungsführerin wurde als mbH 1mM MaAärz 1930 VO  a Jer Mitgliedern eines
Ordens gegründet. Nach des Gesellschaftsvertrags ist C  1egenstand des nier-
nehmens ausschließlich die Förderung der kirchlichen und mildtätigen we: des
Ordens ın der Kölnischen Ordensprovinz (Rheinprovinz, Saargebiet un! ınks-
rheinisches Hessen), insbesondere durch Besitz un! Verwaltung des hierfür be-
stimmten rundbesitzes
Bel einer Kapitalverkehrssteuer-Prüfung wurde festgestellt, daß beim Grundver-
möÖögen 1mM Tre 1950 Zugänge VO.  zy verbucht worden 1, Die
Mittel der Berufungsführerin VO  > der Kölnischen Urdensprovinz ZUT Ver-
fügung geste. worden un dienten Z Wiederaußfbau un: ZUT Instandsetzung
VOIl fünf Osiern DZw. Kirchen der KOlnischen Ordensprovinz.

Diese Zugänge ind durch Hypothekendarlehn gedeckt, deren Passivierung
ber durch das Finanzamt nicht anerkannt wurde (Anm der Schriftleitung).
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Das Finanzamt hat die ZUT Verfügung gestellten ittel als gesellschaftssteuer-
piflichtige eistung 1mM 1nnn des JTı Kapitalverkehrssteuergesetz
gesehen und durch Bescheid VO Novembert 1959 Gesellschafts-
steuer gefordert.
Die Berufungsführerin bestreitet die Steuerpflicht un begehrt miıt der SPrung-
erufung, der die Einwilligung des Finanzamtsvorstehers vorliegt, Freistellung
VO.  w der Gesellschafitssteuer. Zur Begründung rag die Berufungsführerin VOI, sS1e
sel weder Ireuhänderin noch I1gan der KOölnischen Ordensprovınz, sondern 1UT

1Ne Hilfsgesellschaft, die keinen eigenen Zweck un keinen eigenen Wiıllen habe,
vielmehr nach der Satzung 1Ur die Zwecke der KoOlnıschen UOrdensprovinz VeIl-

olge Die Zweckwillenstheorie könne daher keine nwendung en Da S1e
ııt ausschließlich un! unmittelbar gemeinnuüutzıgen (kırchlıchen) Zwecken diene,
mußten die Leistungen der KOlnischen UOrdensprovinz VO  - der Besteuerung nach
Ö  A duUuSGgENOMMEN werden. Im übrigen wurden uch keine Leistungen auf
TUN:! einer 1mM Gesellschalftsverhältnis begründeten Verpflichtung bewirkt, vlıel-
mehr handele sSich u11ln einen Leistungsaustausch auf TUN! eines Auftragsver-
hältnisses, weil 61Ee der Öölnischen Ordensprovinz, die ohnehin wirtschalitliche
E1igentumerin des Grundbesitzes sel, eın nach Zeıt und Umitang Nnbeschränktes
Nießbrauchrech dem Grundbesitz einraumen MUSSse., el Leistungen sejen
gleichwertig.
emgegenüber Verirı das Finanzamt die Auffassung, die Berufungsführerin
diene gemeinnuützigen (kır  ichen) Zwecken ANUur mıttelbar. Eıne Steuerbefreiung
nach cheide er Qus Die Zweckwillenstheorie gehe gerade davon
dQUS, daß miıt der Errichtung einer mbH ıne Rechtspersönlichkeit mit eigenem
WEeC| un Willen enistehe uberdem handele sich bei der EiIiNnTAdumMmuUNGg eines
Nießbrauchrechts Nn1C einen Leistungsaustausch auf TUnN:! eines neben dem
Gesellschaftsverhältnis bestehenden Vertragsverhältnisses, da die mbH Jur1-
tische E1igentumerin des Grundbesitzes sel un! die Mıiıttel hierzu VO.  - der Ordens-
PTOVINZ erhalte Das Finanzamt verweist aul eın Urteil des Fınanzgerichts Düssel-
dor{i VO. Juni 1957 (FG 111 5/55 eT. dessen Tatbestand nach SEINEeT Meinung
dem des Streitfalles entspricht.
Die Berufungsführerin hat hıerauf erwidert, das Finanzamt könne für die An-
nahme der 11LUT mıttelbaren Förderung gemeıinnuütziger Zwecke nıCcH auf die 1l1an-
Z  5 der Berufungsführerin als Beweis hinweisen, denn die Berufungsführerin
führe keine Bücher un: erstelle keine Jahresabs  lüsse Was dem Finanzamt VOIL-

lege, selen 11UT Auszüge Qus den Bilanzen der Ordensprovinz. Die erufungs-
Iiührerin uüub überhaupt keine Tätigkeit US, die Grundstucksverwaltung lege
ausschließlich 1ın anden der ölnischen Ordensprovinz, Der Tatbestand 1M Streit-
fall könne nicht mit dem 11 dem VO Finanzamt aANgeZOgENEN Urteil des Finanz-
gerichts Dusseldorif verglichen werden, da ın dem letzteren rall die gegründete
mbH 1m Gegensatz Z Berufungsführerin die Eri1assung, Verwaltung und Ver-
wertung des Vermögens habe durchführen mussen. AbDbs  1eßend weist die Be-
rufungsführerin auf eın Teıben des Finanzamts Düsseldorf-Sü hin, wonach die
Berufungsführerin mit dem en ıne Einheit bildet un! als gemeinnützige Ein-
richtung 1mM 1INnn der Gemeinnützigkeitsverordnung (Gem V O) anerkannt un! VO.  >
der Körperschaftssteuer befreit ist.
Die erufung ist begründet.



Nach Abs unterliegt der Gesellschaiftssteuer die Gewährung VO.  »
arlehen ıne inländisch apitalgesellschaft durch einen esellschafter, wenn
die Darlehnsgewährung 1ne Uurci cie Sachlage gebotene Kapitalzuführung 61-
se arlehen ist die Hingabe VOll eld der anderen vertreibaren Sachen seitens
des Darlehnsgebers den Darlehnsnehmer unter Verpflichtung Z ückgabe
des Empfangenen 1ın achen VO gleicher Art, ute un Menge ($ 607 Bürgerlı  es
Gesetzbuch). Es besteht weder 1Nne Ruckgabeverpilichtung der Berufsführerin,
noch sSind machungen über Zinszahlungen DZW. Sicherheitsleistungen getroffen,

daß alle für eın arlehen wesentlichen Merkmale fehlen ESs braucht er auf
die weiteren Voraussetzungen des nicht eingegangen werden.
Es wurden auch keine Leistungen auf TUunN! einer 1mM Gesellschaftsverhältnis begrün-
eien Verpflichtung 1m Sinn des MSI  MSI Z bewirkt Zwar SsSind diıe ın dieser
Bestimmung genannten „weılıteren Einzahlungen, Nachschüsse, Zubußen“ 11UT Bei-
spiele solcher Leistungen, können Leistungen er Art 1n Frage kommen. Die
1Ur beispielsweise Aufzählung 1äßt jedoch erkennen, daß ıch bei den Lel-
stungen die Erfüllung gesellschaftsmäßiger Verpflichtungen handeln muß,

ıne kapitalmäßige Stärkung der Gesellscha un! NnıCı den Austausch
VO  - Leistungen zwıiıschen den Gesellschaftern einerseıits un der esells:  aft
dererseits (Kinnebrock, Kapitalverkehrssteuergesetz, Aulfl., Bem. a 8-2)
Es ist davon auszugehen, daß unstreitig die Berufungsführerin Jediglich ZUrT ET-
leichterung des Re:  sverkehrs mit Grun:  esitz VO  3 der UOrdensprovinz ın en
gerufen worden ist und daß s1e Nur den wec| hat, Rechtstiräger iur den TUNnd-
besitz der Ordensprovinz se1ın, die ihrerseits wirtschaftliche Ekigentümerin des
Grundbesitzes ist. Ebenso ist unstreitig, daß die Ordensprovinz Nutzerin des g -
samten Grundbesitzes der Berufungsführerin ist un! als „Gegenleistung“ hierfür

WIe das Finanzamt sich 1n seıiner Stellungsnahme selbst ausSdru: die samt-
lichen Abgaben und Lasten, die auf dem Grundbesitz ruhen, rag Ein Entgelt eli-
nıa die Berufungsführerin nicht. Als Nutzerin des Grundbesitzes hat die Or-
densprovinz iıne ähnliche ellung, w1ıe s1e der Nießbraucher hat Die Berufungs-
führerin er kein wirtschaftliches Eigendasein, sS1e handelt vielmehr bei
den Um- un! Wiederaulfbauten SOWI1e Del den Vertragsabschlüssen über Hypo-
thekenaufnahmen USW 1Ur auf Weisung der KOlnischen Ordensprovinz als Nut-
Zern. Demzufolge ieg uch 198088 w1ie die Prüfung Testgestellt hat 1ne e1in-
heitliche Buchführung für die UOrdensprovinz und die Berufungsführerin VOTL, un

wird NUr 1nNne einheitliche Bılanz auigestellt,. Die Berufungsführerin übt, WI1Ie
weiter festgestellt wurde, keine selbständige Tätigkeit dUS, da die Verwaltungs-
geschäfte durch die Verwaltung der Ordensprovinz erledigt werden. Es ist wel-
ter berücksichligen, daß nach des Gesellschaftsvertrages Gegenstand des
Unternehmens ausschließlich die Förderung der kirchlichen un mildtätigen
Zwecke des Ordens 1ın der Kölnischen UOrdensprovinz ist Die Hingabe des Geldes
geschie er nicht, die Berufungsführerin nNnstand seizen, ihren Gesell-
schaftszweck erfüllen, da S1e keinen eigenen Zweck hat, sondern die gleichen
WEe: verfolgt w1ıe die Kölnische UOrdensprovinz, Insofern unterscheidet sich
der vorliegende Tatbestand wesentlich VO)  S dem dem Urteil der erkennenden Kammer
VO Juni 1957 zugrunde liegenden Tatbestand. äahrend die Berufungsführerin,
wıe festgestellt worden ist, keine verwaltende Tätigkeit ausübt, dies vielmehr
innerhalb der Verwaltung der Urdensprovinz ges  1e  Y WäarTr Gegenstand des
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Unternehmens der Berufungsführerin 1n dem genannien Urteil „die 1mMm uftrage
des erfolgende Erfassung des den Mitgliedern ehörenden VermöOögens, die Ver-
waltung un Verwertung dieses und l Zukunft entstehenden Vermögens und
die Vornahme VO  z Treuhändergeschäften er ıT für den \A In diesem Zu-
sammenhang el er ın dem Urteil

„Dıe Übertragung erliolgt 1mM Sinn des Z KV!  ® auf TUN: eiıner „1m
Gesellschaftsverhältnis begründeten Verpflichtung. Denn wenn die Gründer
der Berufungsführerin 1mMm des Gesellschaftsvertrags die Verwaltung USW.

des Y-VermOögens als —  - (einz1ge) Aufgabe der Berufungsführerin woll-
ten, wollten G1E notwendigerwelse uch die Berufungsführerin ın den an
seizen, diese Aufgabe des Erwerbens, Verwaltens und Verwertens eriullen

können: Sie mußten ihr deshalb die VermOöOgenswerte als Eigentum qge-
OT1g zukommen lassen“.

Bel dieser achlage verirı die Kkammer dıe Auffassung, daß die Leistungen der
UOrdensproviınz die Berufungsfiführerin jedenfalls nıch auft TUN:! einer 1mMm Ge-
sellschalitsverhaltnıs liegenden Verpiflichtung beruhen, wobel dahingestellt
seın kann, ob der Leistungsaustausch 1mMm Rahmen einNnes ufirags, einer es  alts-
führung hne Auftrag der eines dem Nießbrauch ahnlıchen Vertrags besonderer
Art stattfindet

Selbst dann, wenn INnan Leistungen 1m 1Inn des S  5 Ziff. annehmen
wollte, kame i1ne Gesellschaftssteuerpflicht NnıC ZUET: Erhebung. Nach Abs
Zaiil. sind VO  — der Besteuerung duUuSgeNOMM die in den S und be-
zeichneten Rechtsvorgänge bei inländischen Kapitalgesellschalten, die nach der
Satzung un! nach ihrer tatsä:  en Geschäftsführung ausschließlich und
mittelbar gemeinnutziıgen der mı1  atigen Zwecken dienen., Gemeinnuütz1g 1M 1Inn
dieser Bestimmung sS1Ind nach S  y 17 A DBS Steueranpassungsgesetz (  Nnp solche
‚weckKe, durch deren Erfüllung ausschließlich und unmittelbar dıe Allgemeinheit
gefördert WITd. Als Förderung der Allgemeinheit ist insbesondere anzuerkennen
die Förderung der Wissens  alt, uns und eligion ($ ADs Ziff StAnpG)
Die Voraussetzungen für die Ausnahme VO  b der Besteuerung liegen nach Autf£i-
fassung der Kammer VO  — Seine gegenteilige Auffassung stutzt das Finanzamt
daraurf, daß die D-Markeröffnungsbilanz un! die Folgebilanzen 1Ur Grun  es1itz
ausweılısen un! sich er die tatsächliche Geschäftsführung au{i den Erwerb un
die Verwaltung VO.  _ Grun:!  esitz beschränke Das Finanzamt chließt daraus, daß
keine unmıttelbare gemeinnützige (kirchliche) Tätigkeit vorliege. Dem ist ge-
genzuhalten, daß d us den Bilanzen der Ordensprovinz eigene Bılanzen der Be-
rufungsführerin liegen unstreit1g nıcht VOI nicht auf die tatsachliıche eschalits-
führung der Berufungsführerin geschlossen werden kann. Es ist auch unstreitig,
daß die Berufungsführerin den Grun  es1ıitz nicht selbst verwaltet, sondern daß
die Verwaltung Uurc die Ordensprovinz erfolgt. Es ist mithin nicht S' W1e das
Finanzamt meınt, daß die tatsächliche Geschäftsführung dem 1mM esellschaftsver-
Lrag verankerten weck, nämlich die Förderung der kirchlichen un! m.  ätigen
wel des Ordens, widerspricht. Auf 1ıne Anfirage des Finanzamts hat die für
die Anerkennung der Gemeinnützigkeit federführende Körperschaftsteuerstelle
des Finanzamts Düusseldori-Sü: eptember 1959 mitgeteilt:
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„Die Firma (G6 mbH ıst ıne sogenannte Hılfsgesellschafit des
Provinzjlalats des Ordens, das als gemeinnützige Einrıchtung 1mM Sinne der
Gemeinnützigkeitsverordnung VO  e Dezember 1953 anerkannt un:! nach

ADs Z.1if. KöOörperschalftssteuergesetz seit Jahren VOoNn der Körperschaft-
steuer beifreit Ist. FEine besondere nerkennung DZW. Steuerbefreiung der
mbH ist nicht erforderlich Nach den VO damaligen auptor öln auf
Tun der und Februar 1933 1mM Reichstinanzministerium statt-
gefundenen Fachprüferbesprechung aufgestellten Prüfungsanweisungen gilt
für die Besteuerung der en die Einheitstheorie  [

In den VO. Finanzamt Düsseldorfif-Sü angeEZOGENEN Anwelsungen wird folgendes
UuSsgeführt

„Fast alle en en sich jJuristische Personen (AG, mbH, uSW.)
angegliedert. Diese Juristis  en Personen iınd immer unselbständig. Es 1st
weder eın rtreuhandverhältnis noch Organgesellschaift anzunehmen:; auch
das Schachtelprivileg ist abzulehnen. Die angegliederien juristis  en Per-

als unselbstän-sind vielmehr 190088 als Hilfsgesellschaften,
dige Abteilungen der Einheit ]  C ehandeln

Die ammer schließt sich dieser Auffassung Nach alledem mMUu. der Steuer-
bescheid aufgehoben werden.

Die Kostenentscheidung beruht auf 309 Reichsabgabenordnung.
Dr. Bender Dr. Leister
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